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Entscheid.-Saminlg. d. Sehdts

BUNDESGERICHTSHOF

IX 2B 81/93 BESCHLUSS

vom
2. Dezember 1993

in dem Entschddigungsrechtsstreit

Augustina D¢,
PO N 369-3-2, B¢, Spanien,

Klagerin und Beschwerdefihrerin,

- ProzeBbevollmachtigter: Rechtsanwalt GJID. @D -

gegen

Land Nordrhein-Westfalen,
vertreten durch den Direktor der Landesrentenbehdrde,

T strape 26, DD

Beklagter und Beschwerdegegner



Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat
durch den Vorsitzenden Richter Brandes und die Richter
Dr. Schmitz, Dr., Kreft, Kirchhof und Dr. Fischer

am 2. Dezember 1993
beschlossen:

Die Beschwerde der Kl&gerin gegen
die Nichtzulassung der Revision im
Urteil des 13. Zivilsenats des
Oberlandesgerichts Disseldorf vom
7. Oktober 1993 wird zurlckgewie-
sen.

Die aufergerichtlichen Kosten des

Beschwerdeverfahrens tragt die Kla-
gerin.

Grunde

Ein gesetzlicher Grund fur die Zulassung der Revision
liegt nicht vor (§ 219 Abs. 2 BEG).

Die Auffassung des Berufungsgerichts, dap bei der Ent-
scheidung uber den Anspruch auf Hinterbliebenenrente nach
§ 41 BEG keine Bindung an die Beurteilung des Gesundheits-
schadens des Verfolgten besteht, entspricht der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs (BGH RzW 1968, 174; BGH,
Beschl. v. 6. Oktober 1988 - IX ZB 31/88). Zutreffend hat
das Berufungsgericht sodann dargelegt, dap die Vorschrift
des § 41 BEG und die hierzu ergangene Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs nicht verfassungswidrig sind. Hierauf
wird Bezug genommen. Kla&rungsbedlirftige Rechtsfragen von
grundsatzlicher Bedeutung werden durch die Prifung der Ver-
fassungsmdpigkeit nicht aufgeworfen.

Ob die vom Berufungsgericht vertretene Auffassung, ei-
ne im Erstverfahren ergangene rechtliche Beurteilung des
Berufungsgerichts, gegen die die Revision vom Bundesge-
richtshof nicht zugelassen worden sei, kénne im Abhilfever-
fahren nicht erneut Uberprift werden, von rechtsgrundsdtz-
licher Bedeutung ist, kann dahinstehen. Denn diese Rechts-
ansicht des Berufungsgerichts ist nicht entscheidungserheb-
lich. Das Urteil des Berufungsgerichts wird von der Erwa-
gung getragen, dap das Gericht an seiner Entscheidung vom
5. November 1987 festh&lt. Wie der Senat bereits in dem Be-
schluf vom 6. Oktober 1988 entschieden hat, handelt es sich
insoweit um eine Einzelfallentscheidung, die keine grund-
sdtzlichen Fragen aufwirft.

Brandes Schmitz Kreft
Kirchhot Fischer



	BUNDESGERICHTSHOF

	TB^straße 26,



